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Erfahrungsbericht der Bundesregierung im Zusammen- 
hang mit der Neuregelung des § 8 Personenbeförde- 
rungsgesetz 

(Schriftlicher Bericht des Ausschusses für Verkehr und 
für das Post- und Femmeldewesen) 


A. Problem 

Der Deutsche Bundestag hat in der 5. Wahlperiode auf Vor- 
schlag des Verkehrsausschusses die Einführung von Gebiets- 
genehmigungen im Personennahverkehr abgelehnt und statt 
dessen die Genehmigungsbehörde nach dem Personenbeförde- 
rungsgesetz verpflichtet, auf eine freiwillige Zusammenarbeit 
der Verkehrsträger insbesondere in ländlichen Räumen hinzu- 
wirken. 


B. Lösung 

Die Bundesregierung führt in ihrem Bericht aus, daß nach knapp 
zwei Jahren der Erfolg der vom Gesetzgeber gewählten Rege- 
lung noch nicht beurteilt werden könne. Der Ausschuß wünscht 
einen weiteren Bericht zum 31. Dezember 1973. 

Einmütigkeit im Ausschuß 


C. Alternativen 

entfallen 


D, Kosten 

entfallen 
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Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Verkehr und für das 
Post- und Fernmeldewesen 
(13. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung vorgelegten Bericht über die 
Erfahrungen im Zusammenhang mit der Neuregelung des § 8 
Personenbeförderungsgesetz (PBefG) 

— Drucksache VI/2386 — 


A. Bericht des Abgeordneten Vehar 


Der oben angegebene Bericht der Bundesregie- | 
rung wurde mit Schreiben des Präsidenten des j 
Deutschen Bundestages vom 22. September 1971 ge- | 
mäß § 76 Abs. 2 der Geschäftsordnung des Deutschen ' 
Bundestages dem Ausschuß für Verkehr und für das j 
Post- und Fernmeldewesen zur Beratung überwie- ; 
sen. Der Ausschuß hat die Vorlage in seiner Sitzung ! 
am 14. Oktober 1971 behandelt. ! 

Der Bericht betrifft die Verbesserung der Ver- 
kehrsverbindungen insbesondere in ländlichen Räu- 
men durch eine intensivere Zusammenarbeit der 
verschiedenen Verkehrsträger des öffentlichen Per- 
sonennahverkehrs. Der Verkehrsausschuß hat sich : 
in der 5. Wahlperiode dafür entschieden, zur Er- : 
reichung dieses Zieles die Genehmigungsbehörden ; 
nach dem Personenbeförderungsgesetz gesetzlich 
dazu zu verpflichten, die freiwillige Zusammenarbeit 
und insbesondere den Verkehrsverbund zu fördern 
und notfalls auch Erweiterungen oder Änderungen 
des bestehenden Verkehrs anzuordnen. Die Einfüh- 
rung von Gebietsgenehmigungen, durch die die Ei- 
genständigkeit und Eigenwirtschaftlichkeit der Om- 
nibusunternehmen beschnitten worden wäre, wurde 
damals abgelehnt. 

Dem Bericht der Bundesregierung ist zu entneh- ; 
men, daß der Zeitraum von knapp zwei Jahren nicht i 
ausreicht, um den Erfolg der vom Gesetzgeber ge- i 


wählten Regelung zu beurteilen. Es sind erfreuliche 
Anfangserfolge zu verzeichnen, wobei insbesondere 
die gute Zusammenarbeit der privaten Verkehrsun- 
ternehmen mit Bundesbahn und Bundespost hervor- 
zuheben ist. Die Kooperationsbereitschaft der Ver- 
kehrsträger hängt jedoch auch davon ab, daß die 
öffentliche Hand entsprechend den finanziellen 
Unterstützungen, die sie den von ihr getragenen 
Unternehmen gewährt — ■ Ausgleichszahlungen für 
nichtkostendeckende Erträge auch an die übrigen 
beteiligten Verkehrsträger leistet. 

Der Ausschuß schloß sich bei seinen Beratungen 
diesen Ausführungen an, wobei er die Notwendig- 
keit einer baldigen Vorlage der von der Bundes- 
regierung für den Herbst dieses Jahres in Aussicht 
gestellten Gesamtkonzeption zur finanziellen Ver- 
besserung des öffentlichen Personennahverkehrs 
betonte. Der Ausschuß hält auch die baldige Befrei- 
ung des öffentlichen Personennahverkehrs von der 
Mineralölsteuer für notwendig. Die Bundesregierung 
soll aufgefordert werden, zum 31. Dezember 1973 
einen weiteren Erfahrungsbericht zu § 8 Personen- 
beförderungsgesetz vorzulegen, damit danach dar- 
über entschieden werden kann, ob die Bildung von 
Tarif- und Verkehrsgemeinschaften durch weitere 
Maßnahmen zu fördern ist. 


Bonn, den 14. Oktober 1971 


Vehar 

Berichterstatter 
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B, Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

a) den Bericht der Bundesregierung — Drucksache 
VI/2386 — zur Kenntnis zu nehmen, 

b) die Bundesregierung zu ersuchen, zum 31. De- 
zember 1973 einen weiteren Bericht zu § 8 Per- 
sonenbeförderungsgesetz vorzulegen. 


Bonn, den 14. Oktober 1971 


Der Ausschuß für Verkehr 
und für das Post- und Femmeldewesen 

Dr. Apel Vehar 

Vorsitzender Berichterstatter 
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